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«Kämpfe wie jene um die ‹New York Times›
werden auch die deutschen Medien erreichen»
Schlägt das Journalistenherz links? Allerdings, sagt Christian Hoffmann. Der Professor für Kommunikationsmanagement plädiert im
Gespräch mit Marc Felix Serrao dafür, diese Einseitigkeit in weiten Teilen der Branche klar zu benennen und die Folgen zu bedenken

Herr Hoffmann, Sie haben soeben eine
Analyse des Journalistenberufs ver-
öffentlicht. Dieser habe einen eindeuti-
gen und relevanten politischen «Links-
bias», lautet Ihr Befund. Wie waren die
Reaktionen aus der Branche?
Positiv. Manche waren überrascht von
den Daten. Bisher hat aber noch nie-
mand die Analyse bestritten.

In der Vergangenheit gab es mitunter
heftigeAbwehrreaktionen, wenn jemand
geschrieben hat, dass die Mehrheit der
Journalisten politisch links stehe.Wie er-
klären Sie sich, dass das in Ihrem Fall
bisher nicht passiert ist? Sind Ihre Be-
lege zu zahlreich?
Ich vermute, es liegt an der notwendigen
Differenzierung. Wenn wir über politi-
schen Bias sprechen, müssen wir ver-
schiedene Schritte unterscheiden. Da
ist, erstens, der Input, also die politi-
schen Haltungen von Journalisten. Das
Zweite ist der Output, also die journalis-
tischen Produkte. Und der dritte Schritt
ist die Rezeption: Wie werden Journa-
listen und ihre Produkte vom Publikum
wahrgenommen? Ich argumentiere, dass
die Datenlage in zwei Schritten – Input
und Rezeption – eindeutig ist.
Eine deutliche Mehrzahl der Journa-

listen ist links derMitte positioniert,und
beimPublikumwirddieseHaltungdurch
eine entsprechende asymmetrische Un-
zufriedenheit gespiegelt. Das heisst, auf
der politischenRechten ist dieUnzufrie-
denheitmit demmassenmedialenAnge-
bot deutlich grösser als links der Mitte.
Interessant ist der Output. Da ist die
Datenlage nicht so eindeutig.
Es gibt Studien, die einen linken, im

Englischen würde man sagen «liberal»
Bias zeigen. Aber es gibt auch Analy-
sen, die das nicht feststellen. Diese wer-
den von denjenigen, die einen linken
Bias ausschliessen, stets in den Mittel-
punkt gestellt, um so die ganze Debatte
als Scheindebatte zu disqualifizieren.Da
wird dann argumentiert, dass die Ein-

stellungen von Journalisten eine Neben-
sächlichkeit seien, die bei der Arbeit
keine Rolle spielten und in den Produk-
ten nicht sichtbar würden.

Was sagen Sie?
Die Datenlage ist, wie gesagt, nicht ganz
so eindeutig.Aber es gibt meines Erach-
tens doch genug Evidenz, dass man auch
hier voneinem linkenBias sprechenkann.

Eine von Ihnen zitierte Inhaltsanalyse
aus den USA kommt zu einem, wie Sie
schreiben,markanten Ergebnis: Fast alle
amerikanischen Massenmedien stün-
den gemessen an ihrer Berichterstat-
tung links der Mitte, von CNN über die
«New York Times» bis zu NPR. Ken-
nen Sie eine vergleichbare Studie für den
deutschsprachigen Raum?
In der Form nicht.Manmuss dazu sagen,
dass dieAnalyse von einemThink-Tank
stammt,Ad Fontes Media. Das ist keine
wissenschaftliche Arbeit.

Trotzdem zitieren Sie daraus.
Weil das keine konservative Kampf-
organisation, sondern ein unabhängiger
Think-Tank ist. Die Arbeit wirkt seriös,
die Methodik wurde offengelegt, und es
gibt wissenschaftliche Studien, die zu
ähnlichen Ergebnissen kommen.

Ein Bericht, der im vergangenen Jahr in
Deutschland für Aufregung gesorgt hat,

drehte sich um die Volontäre der ARD.
57 Prozent von ihnen würden laut einer
Umfrage dieGrünenwählen und 23Pro-
zent die Linkspartei. Union und FDP
kämen zusammen auf etwa vier Prozent.
Haben Sie diese Werte überrascht?
Dass eine Mehrheit der deutschen Jour-
nalisten Rot-Rot-Grün präferiert, ist
nicht überraschend.Das haben auch frü-
here Befragungen gezeigt. Aber in die-
ser Eindeutigkeit ist das schon bemer-
kenswert, vor allem die starkeVerschie-
bung hin zu den Grünen.

Würde eine Befragung älterer Mitarbei-
ter derARD ein signifikant anderes Bild
ergeben?
Im Sinne der statistischen Signifikanz
wahrscheinlich schon, aber im umgangs-
sprachlichenSinnevermutlichnicht.Auch
unter älteren ARD-Mitarbeitern würde
man eine linke Mehrheit feststellen.

In Ihrer Analyse nennen Sie mehrere
mögliche Ursachen für den journalisti-
schen Bias, nicht nur im öffentlichrecht-
lichen Rundfunk.Welche Ursache ist die
wichtigste?
Ein zentraler Faktor ist sicher die Aka-
demisierung des Berufsfelds. Akademi-
ker stehen mehrheitlich links der gesell-
schaftlichen Mitte. Ein weiterer Faktor
ist die ökonomische Krise des Journa-
lismus. Für Konservative und Liberale
sind materielle Motive bei der Berufs-
wahl wichtiger als für Linke.

Ein weiterer Aspekt ist laut Ihnen die
«Kritik an den Mächtigen». Diese passe
als journalistische Berufsnorm am ehes-
ten zu einer linken Einstellung. Stimmt
das wirklich? Müssten Journalisten nach
dieser Norm nicht dort, wo linke Posi-
tionen den öffentlichen Raum dominie-
ren, zum Ausgleich konservative oder
liberale Standpunkte vertreten?
Was istMacht,und wowird sie verortet?
Das ist eineGrundfrageunsererZeit.Ich
glaube, die Differenzierung zwischen
ökonomischer, politischer und kulturel-
ler Macht ist hier sehr wichtig.Wenn die
klassische Linke an Macht denkt, han-
delt es sich in derRegel umökonomische
und politischeMacht. In dieser Perspek-
tive ist man kritisch, wenn man grosse
Unternehmen und politische Entschei-
dungsträger kritisiert. Den Faktor kul-
turelle Macht blendet man dabei gerne
aus.Wenn man das nicht tut und Kultur-
einrichtungen, Universitäten und eben

auch Medien in den Blick nimmt, dann
kannmanmit FugundRecht vonMacht-
zentren sprechen, die politisch links der
Mitte verortet sind. Und wenn man kri-
tisch gegenüber kultureller Macht sein
wollte,dannwürdeman dies sicher nicht
aus einer primär linkenPerspektive sein.

Dafür müsste man besagte kulturelle
Machtverhältnisse aber erst einmal an-
erkennen.
Stimmt.Denken Sie an dieDebatte über
Cancel-Culture.DiepolitischeLinkewei-
gert sich,anzuerkennen,dass dieses Phä-
nomenüberhaupt existierenkönnte,weil
siedie zugrunde liegendenMachtverhält-
nisse nicht anerkennen will oder kann.

Sollte man bei der Bewertung medialer
Machtverhältnisse zwischen öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten und pri-
vaten Medien unterscheiden? Für Letz-
tere kann ich Geld ausgeben, Erstere
muss ich finanzieren – auch dann, wenn
ich einen linken Bias in der Bericht-
erstattung feststelle und ablehne.
Das ist keine empirische, sondern eine
normative Frage.

Und wie lautet Ihre Antwort?
Die Kritik, die Konservative und Libe-
rale am öffentlichrechtlichen Rundfunk
äussern, ist nachvollziehbar. Ein von
allen gemeinsam finanziertes Medien-
angebot sollte die ganze Breite politi-
scher Ansichten repräsentieren. Und
wenn man sich eine Befragung wie die
derARD-Volontäre anschaut, dann ste-
hen die Anstalten vor einer doppelten
Herausforderung:Es gibt denAnspruch
desPublikumsauf eine ausgewogeneBe-
richterstattung, und es gibt Journalisten,
die selbst noch einmal links der ohne-
hin eher linken journalistischen Mitte
stehen. Ich glaube auch, dass der deut-
sche öffentlichrechtliche Rundfunk bei
der Adressierung dieses Problems dem
europäischen Ausland hinterherhinkt.
In Skandinavien oder in Grossbritan-
nien wird beispielsweise sehr intensiv
darüber nachgedacht, wie man konser-
vative und liberalePositionen indenPro-
grammen berücksichtigen kann. Diese
Debatte findet bei uns bis jetzt nicht statt.

Der Schlüssel für mehr Pluralismus
dürfte die Personalauswahl sein, nicht
nur bei ARD und ZDF. Christoph
Kucklick, der Leiter der Henri-Nannen-
Schule in Hamburg, hat Ihre Arbeit be-

reits als «überzeugende Indiziensamm-
lung» gelobt.Aber was folgt daraus? Die
Absolventen der deutschen Journalisten-
schulen sind handwerklich in der Regel
sehr gut ausgebildet, aber sie sind nicht
für weltanschauliche Vielfalt bekannt.
Die Journalistenschulen erleben den
gleichen Selbstselektionseffekt, den
die ganze Branche erlebt. Über die
Frage, wer heute noch Journalist wer-
den möchte, haben wir ja schon gespro-
chen. Wenn ein konservativ oder klas-
sisch liberal denkender Mensch in ein
solches Umfeld kommt, wird er schnell
merken, dass er Aussenseiterpositionen
vertritt. Das macht die Arbeit nicht an-
genehmerundkannOpt-out-Effekte zur
Folge haben,die dann zu einer noch stär-
keren Homogenisierung führen. Es ist
ein Dilemma. Auch diejenigen, die das
Problemerkannt haben,können sich ihre
Bewerber nicht backen.Sie könnenKon-
servative und Liberale ja nicht zwingen,
Journalist zu werden. Sie müssen mit
demPersonalangebot arbeiten,das da ist.

Das klingt so, als liesse sich die Schief-
lage nicht korrigieren.
Vor dem Hintergrund der Studien, die
ich kenne,würde ich sagen:DieArbeits-
bedingungen müssten besser werden.
Wenn man im Journalismus mehr Geld
verdienen könnte, dann würde das Be-
rufsfeld auch attraktiver werden für
Menschen mit einer bürgerlichen poli-
tischenAusrichtung.

Das ist angesichts sinkender Auflagen
undWerbeerlöse . . .
. . . eine unrealistische Vorstellung, ich
weiss.

Lassen Sie uns den Blick noch einmal
auf die USA werfen. Die «New York
Times» galt dort lange unangefochten
als qualitatives Leitmedium. Doch in-
zwischen werfen immer mehr Kritiker
dem Blatt eine aktivistische Agenda vor.
Ben Smith, ein Kolumnist der Zeitung,
warnte kürzlich davor, sich auf einer
immer engeren linken Spur in eine ame-
rikanischeVersion des britischen «Guar-
dian» zu verwandeln. Schätzen Sie die
Entwicklung ähnlich ein?
Mein Eindruck ist, dass die jüngeren,
aktivistischen Journalisten bei der «New
YorkTimes» in den vergangenen Jahren
Oberwasser bekommen haben.Es dürfte
sehr schwierig, wenn nicht unmöglich
werden, das wieder einzufangen. Aber
mit dem Problem ist die Zeitung nicht
allein. Ich lese oft, dass die Trump-Prä-
sidentschaft zu einer Blüte des ameri-
kanischen Journalismus geführt habe.
Mein Eindruck ist das Gegenteil. Der
amerikanische Journalismus ist in den
vergangenen Jahren in weiten Teilen als
politische Opposition aufgetreten. Das
hat die Homogenisierungstendenzen im
Berufsfeld nicht nur verstärkt, sondern
regelrecht entfesselt. Klassische Sicher-
heitsmechanismen sind ausgeschal-
tet worden, etwa die Regel, beide Sei-
ten anzuhören. Das Phänomen Trump
wurde von vielen als etwas so Anstös-
siges wahrgenommen, dass jeder Ver-
such, die Regierung auch nur punktuell
zu verteidigen, als verwerflich galt.

Sind die journalistischen Aktivisten
auch in Europa auf dem Vormarsch?
Ich kenne dazu noch keine Studie, aber
ich würde vermuten, dass sich hier ein
ähnlicherGenerationenkonflikt anbahnt.
Die angelsächsischen Länder sind uns in
dieserHinsicht einpaar Jahrevoraus,weil
sich die zugrunde liegenden postmoder-
nen Denkschulen, etwa «Critical Social
Justice», dort schon früher an den Hoch-
schulen etablieren konnten. Inzwischen
sind sie aber auch hier angekommen
und dienen den Absolventen als ideolo-
gisches Rüstzeug. Es ist nur eine Frage
der Zeit, bis die Kämpfe, die jetzt um die
«NewYorkTimes» geführt werden, auch
die deutschen Medien erreichen.

«Man kann
Konservative
und Liberale
ja nicht zwingen,
Journalist zu werden.
Man muss mit
dem Personalangebot
arbeiten, das da ist.»

Die Kritik, die Konservative und Liberale in Deutschland am öffentlichrechtlichen Rundfunk äussern, findet der Leipziger Kom-
munikationswissenschafter Christian Hoffmann «nachvollziehbar». OLE SPATA / DPA
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Lehrtätigkeit in
Stuttgart und Zürich
flx. · Christian Hoffmann, 42, ist Profes-
sor für Kommunikationsmanagement an
der Universität Leipzig. Der gebürtige
Stuttgarter hat Betriebswirtschaftslehre
und Politikwissenschaft studiert und
lehrt heute unter anderem an der Uni-
versität St.Gallen sowie der Hochschule
fürWirtschaft Zürich. Schweizerdeutsch
spricht er zu seinem Bedauern «besten-
falls gebrochen».


